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Vorbemerkungen 

Mit den vorgesehenen Änderungen reagiert das Bundesministerium des Innern (BMI) 

neben redaktionellen Klarstellungen insbesondere auf Regelungsbedürfnisse, die sich 

aus der bisherigen Anwendungspraxis sowie aus ergangener Rechtsprechung ergeben 

haben. Diese Anpassungen sind grundsätzlich richtig, um die Gestaltung des gesetzlichen 

Rahmens des Datenschutzes praxisnah zu halten. Die Praxistauglichkeit und leichte Um-

setzbarkeit gesetzlicher Pflichten ist vor allem für Handwerksbetriebe mit ihren begrenz-

ten personellen Kapazitäten von immenser Bedeutung. Dies gilt in besonderer Weise für 

das Datenschutzrecht, das mit seinen umfassenden formellen Anforderungen Hand-

werksbetriebe vor große Herausforderungen stellt. Der in der DSGVO verankerte Grund-

satz des risikobasierten Ansatzes greift zu kurz, um die Verhältnismäßigkeit von Umset-

zungsaufwand und Risko der Datenverarbeitung bei Handwerksbetrieben zu wahren. 

Hier sind insbesondere auf europäischer Ebene Nachbesserungen erforderlich.  

Die praxisorientierte Zielrichtung des Referentenentwurfs ist grundsätzlich zu unterstüt-

zen, hätte jedoch konsequenter ausfallen können. So bietet die Überarbeitung zum ei-

nen die Gelegenheit, über die vorgeschlagenen Maßnahmen hinaus eine gesetzliche Be-

reinigung vorzunehmen. Die beabsichtigte Beschränkung des Anwendungsbereichs der 

Vorschriften zur Videoüberwachung auf öffentliche Stellen (§ 4 BDSG) ist etwa mit Blick 

auf den Geltungsvorrang der DSGVO und die entsprechende Rechtsprechung des Bun-

desverwaltungsgerichts zwingend. Konsequent wäre es allerdings, insgesamt von einer 

Spezialvorschrift zur Videoüberwachung im BDSG abzusehen. So ergeben sich diesbe-

züglich materiell-rechtlich keine Unterschiede zwischen öffentlichen und nicht-öffentli-

chen Stellen. Eine konsequente Streichung und Entschlackung des Datenschutzrechts 

wäre vor dem Hintergrund der überaus komplexen Architektur des Datenschutzrechts 

von DSGVO über das BDSG bis hin zu 16 Landesdatenschutzgesetzen angezeigt.    

Des Weiteren sollte dem Gedanken der Anwendungspraktikabilität des BDSG stärker 

Rechnung getragen werden. Maßnahmen, wie beispielsweise die einheitliche Zuständig-

keit einer Aufsichtsbehörde bei einer gemeinsamen Verantwortung, sind richtig und er-

leichtern Betrieben den Umgang etwa mit Meldungen. Allerdings erzeugen sowohl die 

vorgesehenen Kriterien zur Bestimmung der Zuständigkeit als auch die Maßgabe vorhe-

riger Anzeigen an die zuständige und die nicht zuständigen Aufsichtsbehörden einen un-

nötigen Aufwand. Gerade mit Blick auf die zunehmende Belastung von Handwerksbe-

trieben durch bürokratische Anforderungen ist die Einführung neuer Informationspflich-

ten besonders sorgsam abzuwägen.      

Die maßgeblichen Änderungen im Einzelnen 

 

§ 4 Absatz 1 BDSG 

Die vorgesehene Beschränkung der Norm auf öffentliche Stellen ist eine Reaktion auf die 

Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts. Dies ist folgerichtig, aber – wie bereits 

oben dargestellt – zu kurz gegriffen. Auch öffentliche Stellen können eine Datenverar-

beitung abseits ihrer gesetzlich zugewiesenen Aufgaben auf Art. 6 Absatz 1 f) b DSGVO 

stützen. Dies dürfte auch mit Blick auf die Wahrnehmung des Hausrechts unstreitig sein. 
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Darüber hinaus ist eine Videoüberwachung zulässig, sofern es zur Erfüllung einer gesetz-

lichen Aufgabe der öffentlichen Stelle erforderlich ist. Dies entspricht Art. 6 Absatz c) 

und e) DSGVO. Die Beibehaltung der Regelung des § 4 Absatz 1 BDSG für öffentliche 

Stellen dient zwar der Rechtsklarheit, vermag jedoch keinen eigenständigen Regelungs-

gehalt zu begründen. Es wäre deshalb konsequent, § 4 Absatz 1 BDSG zu streichen und 

in diesem Zusammenhang die Absätze 2 bis 5 ebenfalls einer kritischen Überprüfung zu 

unterziehen. 

 

§§ 16a BDSG  

Die Einfügung eines eigenen Kapitels über „Die Konferenz der unabhängigen Daten-

schutzaufsichtsbehörden des Bundes und der Länder“ ist ein richtiger Schritt. Die Daten-

schutzkonferenz (DSK) bestimmt zu einem großen Teil die Auslegung der Datenschutzge-

setze und ist damit für die Anwendungspraxis auch von Handwerksbetrieben maßgeb-

lich. Die gesetzliche Verankerung der DSK wird dieser Bedeutung gerecht. Hierbei hat es 

keine nachteiligen Auswirkungen, dass die DSK ihren Rechtscharakter als Arbeitsgemein-

schaft ohne eigene Rechtspersönlichkeit beibehält. Unter Beachtung der Unabhängigkeit 

der Landesdatenschutzaufsichtsbehörden sowie der Regelungskompetenzen zwischen 

Bund und Ländern erscheint dieser zurückhaltende Ansatz sogar geboten.  

 

§ 17 Absatz 2 BDSG 

Die Neufassung des § 17 Absatz 2 BDSG greift unter Berücksichtigung der unbefriedigen-

den Erfahrungen bei der Nachbesetzung wichtige Aspekte auf. Dabei stellt zunächst die 

Gestaltung einer neuen dreimonatigen Frist für die Wahl des Stellvertreters als Soll-Vor-

schrift einen angemessenen Ansatz dar. Pragmatisch erscheint zudem die Übergangsre-

gelung, wonach nach Beendigung der Funktion als Stellvertreter, die Leiterin oder der 

Leiter der Aufsichtsbehörde desjenigen Landes die Funktion des Stellvertreters bis zur 

Neuwahl übernimmt, das die Bundesratspräsidentschaft innehat.  

 

§ 18 Absatz 1 BDSG 

Die nach wie vor zu beobachtende Heterogenität der Auslegung und Maßgaben der Da-

tenschutzaufsichtsbehörden der Länder und die damit für Handwerksbetriebe einherge-

hende Rechtsunsicherheit und Unübersichtlichkeit der Anforderungen bieten Anlass für 

ein gesetzgeberisches Hinwirken auf mehr Einheitlichkeit. Der vorgeschlagene Weg einer 

Zielbestimmungsformulierung bezüglich eines koordinierten Vorgehens sowie die Maß-

gabe, dass sich die DSK eine entsprechende Geschäftsordnung geben soll, sind grund-

sätzlich geeignet, mehr inhaltliche Homogenität in der DSK zu erzielen. Dies gilt sowohl 

für die Meinungsfindung zu Sachfragen auf nationaler sowie auf europäischer Ebene. 

Die Maßnahmen sind zudem angemessen und nachvollziehbar, da darüberhinausge-

hende gesetzliche Anordnungen des Bundes an die DSK mit Blick auf die verfassungs-

rechtlichen Kompetenzen des Bundes und der Unabhängigkeit der Datenschutzauf-

sichtsbehörden der Länder problematisch sind.     
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§ 34 Absatz 1 BDSG 

Die vorgesehene Einschränkung des Auskunftsrechts zum Schutz der Rechte und Freihei-

ten der betroffenen Person ist eine praxisrelevante Maßnahme. Es ist in der Sache ange-

zeigt, den vom europäischen Gesetzgeber gewährten Gestaltungsspielraum zu nutzen, 

um dem Auskunftsrecht und seiner Anwendungsweite mehr Kontur zu verleihen. Dies ist 

vor allem angesichts der insgesamt zunehmend extensiven Rechtsprechung zum Aus-

kunftsrecht ein wichtiger Schritt hin zu mehr Rechtsklarheit und Rechtssicherheit.    

 

§ 40a BDSG 

Die ergänzende Zuständigkeitsregelung ermöglicht im Fall einer gemeinsamen Verant-

wortung mehrerer datenverarbeitender Stellen die einheitliche Zuständigkeit einer ein-

zigen Aufsichtsbehörde. Diese Regelung schließt eine bislang bestehende Lücke bei der 

Zuständigkeitszuweisung. Ungeachtet des grundlegend richtigen Regelungsansatzes 

dürfte diese Regelung allerdings nur in Einzelfällen von praktischem Nutzen sein. Insbe-

sondere kommen hier – wie die Gesetzesbegründung selbst ausführt – Fälle langfristiger 

Projekte in Betracht. Für kurzfristige oder lediglich vorübergehende gemeinsame Ver-

antwortlichkeiten wird diese Regelung in der Praxis dagegen keine Rolle spielen.  

Unverständlich ist, weshalb die Identifizierung der Zuständigkeit äußerst kompliziert ge-

staltet ist. So müssen die beteiligten Verantwortlichen zunächst ihre Umsatzzahlen ver-

gleichen. Gerade bei nicht veröffentlichungspflichtigen Verantwortlichen ist dieser 

Zwang zur gegenseitigen Transparenz nicht angemessen. Darüber hinaus erscheint als 

unverhältnismäßiger Aufwand, dass sämtliche beteiligte Verantwortlichen allen in Be-

tracht kommenden Aufsichtsbehörden eine entsprechende Information zukommen las-

sen müssen. Dies gilt vor allem vor dem Hintergrund, dass dieser Pflicht kein ersichtli-

cher Nutzen gegenübersteht. Mit Blick auf eine gute Gesetzgebung, die nicht zuletzt be-

lastungsarme Regelungen als Ziel definiert, ist die Einführung dieser Informationspflicht 

abzulehnen.  

Es bleibt fraglich, weshalb die beteiligten Verantwortlichen nicht selbstbestimmt und 

unabhängig von der Ermittlung des jeweiligen Umsatzes eine der örtlich zuständigen 

Aufsichtsbehörden wählen und dieser gemeinsam informieren können sollen. Ein sol-

ches Verfahren erwiese sich als praxistauglicher.   
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